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Soweit daraus Änderungen der Auflage in der 
Anzahl der Lehrlinge notwendig werden, sind 
diese beim Aussteller der Auflage begründet zu 
beantragen. Änderungen des Anteils der weib­
lichen Jugendlichen an den Lehrlingen und des 
Anteils der Jugendlichen und Frauen an den 
Beschäftigten sind durch direkte Verhandlun­
gen mit den Betrieben und nachträglicher, be­
gründeter Mitteilung an den Aussteller der Auf­
lage durchzuführen. Die Änderungen müssen 
bis zum 15. Mai 1950 abgeschlossen sein und die 
entsprechenden Mitteilungen an den Aussteller 
spätestens bis zum 31. Mai 1950 erfolgen.

8. Die Rückmeldung der Auflage an die Räte der 
Städte und Kreise (Kreisämter für Arbeit), die 
spätestens bis zum 31. März 1950 erfolgen muß, 
entbindet die Betriebe nicht davon, ihren Ar­
beitskräftebedarf, aufgegliedert nach Berufen, 
rechtzeitig in der bisherigen Weise anzufordern.
Die Räte der Städte und Kreise (Kreisämter 
für Arbeit) werden beauftragt, von den Be­
trieben, bei denen aus der Rückmeldung der Auf­
lage ein nennenswerter Arbeitskräftebedarf er­
sichtlich ist, die Aufgliederung dieses Arbeits­
kräftebedarfes nach Berufen anzufordern.

9. Die von den Betrieben eingehenden Rückmel­
dungen sind von den WB zu prüfen und auf 
Formblatt „B“ zusammenzufassen, so daß für 
jede WB eine Zusammenfassung einschl. Quar­
talsaufteilung für die lfd. Nr. 1 bis 15 der Rück­
meldungen der Betriebe entsteht.
Die Zusammenfassung muß mit der im Plan 
der WB festgelegten Aufteilung (Spalte 12 des 
Formblattes 27) übereinstimmen. Bei Abwei­
chungen ist eine Korrektur der Auflagen vor­
zunehmen.
Diese Zusammenfassung ist von den WB (Z) 
an das Ministerium für Industrie der Republik, 
von den WB (L) den Landesregierungen bis 
zum 1. April 1950 zu übergeben.

10. Das Ministerium für Industrie der Republik so­
wie die Landesregierungen stellen daraus für 
ihren Zuständigkeitsbereich auf Formblatt „B“ 
gemäß Gliederung des Arbeitskräfteplanes eine 
Zusammenfassung auf.
Diese Zusammenfassung muß mit der im Plan 
für das Ministerium für Industrie bzw. der ent­
sprechenden Landesregierung festgelegten Ent­
wicklung (Spalte 12 des Formblattes 27) über­
einstimmen. Bei Abweichungen ist eine Kor­
rektur der Aufteilung des Planes auf die WB 
vorzunehmen.
Diese überprüften Zusammenfassungen sind 
durch das Ministerium für Industrie der Repu­
blik und die Landesregierungen in einfacher 
Ausfertigung bis zum 10. April 1950 dem Mini­
sterium für Planung der Republik einzureichen. 
Etwa erforderliche Planänderungen sind gemäß 
den entsprechenden Anweisungen zu bean­
tragen. -*•»

11'. Von den Räten der Städte und Kreise (Kreis­
ämter für Arbeit) sind vor Quartalsbeginn für 
das kommende Quartal unter Verwendung der

Rückmeldung der „Auflage für Arbeitskräfte, 
Produktivität und Lohnsumme“ Übersichten 
über die Arbeitskräfte des Kreises aufzustellen.
Dazu erläßt das Ministerium für Arbeit und 
Gesundheitswesen der Republik im Einverneh­
men mit dem Ministerium für Planung der 
Republik die notwendigen Anweisungen.

Berlin, den 6. März 1950
Ministerium für Planung

Rau
• Minister

Anweisung
für die Bearbeitung des Volkswirtschaftsplanes 1950.

— Selbstkostensenkung —
Vom 6. März 1950

Auf Grund des Beschlusses vom 3. November 
1949 über Vorbereitung des Volkswirtschaftsplanes 
und des Haushaltsplanes 1950, das zweite Jahr des 
Zweijahrplanes (GBl. S. 34) wird zur Durchführung 
des Gesetzes vom 20. Januar 1950 über den Volks- 

, wirtschaftsplan 1950 (GBl. S. 41) für die Bearbeitung 
des Planes der Selbstkostensenkung folgende An­
weisung erlassen:

1. Der Plan umfaßt die Selbstkosten der gesamten 
Warenproduktion der volkseigenen Betriebe, 
imabhängig davon, ob für alle diese Waren 
Produktionsauflagen erteilt werden oder nicht. 
Grundlage des Planes der Selbstkostensenkung 
1950 sind die Warenproduktion 1950 und die 
Selbstkosten 1949, umgerechnet auf die ver­
gleichbare Warenproduktion 1950. Die Selbst­
kosten 1949 sind dabei durch ordnungsmäßige 
Bilanz nachzuweisen.
In die Selbstkosten dürfen nur jene Kosten­
elemente einbezogen werden, die den Vor­
schriften der Durchführungsbestimmungen zur 
Finanzwirtschaftsverordnung entsprechen.

2. Das Ministerium für Industrie der Republik 
und die Landesregierungen erstellen aus dem 
ihnen übergebenen bestätigten Plan für die 
jeweiligen WB Pläne auf dem Formblatt 30 
für WB(Z) und auf dem Formblatt 30a für 
VVB(L) und überreichen ihnen diese spätestens 
bis zum 31. März 1950.
Die Pläne für die einzelnen WB sind nach 
deren Gegebenheiten zu differenzieren. Jedoch 
ist der im bestätigten Plan festgelegte Selbst­
kostensenkungssatz einzuhalten.

3. Die WB teilen den Plan auf die ihnen ange­
schlossenen Betriebe auf und erteilen diesen 
auf dem Formblatt „Auflage für Selbstkosten­
senkung und Finanzen 1950 A“ die Auflage spä­
testens bis zum 31. März 1950.
Bei der Aufteilung auf Betriebe ist nach deren 
Gegebenheiten zu differenzieren. Dabei 1st 
jedoch der im Plan der WB festgelegte Selbst­
kostensenkungssatz einzuhalten. Der Plan der 
Selbstkostensenkung wurde nach der vorläu­
figen Warenproduktion und den voraussicht­
lichen Selbstkosten 1949 aufgestpllt.


